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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über ein Referenztarifsystem für die 
Beförderung von Gütern in der Binnenschiffahrt zwischen den Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Marktordnung für den Güterverkehr muß den 
Regeln der Marktwirtschaft folgen, um den optima- 
len Einsatz der Produktionsfaktoren zu gewährlei- 
sten. 

Diese Konzeption gilt auch für das Regime der 
Preise und Beförderungsbedingungen, das einen we- 
sentlichen Bestandteil der gemeinsamen Verkehrs- 
politik gemäß den Verpflichtungen aus dem EWG- 
Vertrag darstellt. 

Die Beförderungsentgelte und -Bedingungen müs- 
sen infolgedessen von den eigenverantwortlichen 
Verkehrsunternehmen selbst bestimmt werden. 

Die Politik der Gemeinschaft muß daher auf dem 
Gebiet der Preise im Güterverkehr dazu beitragen, 
die Bildung von Beförderungsentgelten und -Bedin- 
gungen nach marktwirtschaftlichen Regeln auf den 
Märkten, wo es eine derartige Regelung bereits gibt, 
beizubehalten und sie schrittweise dort einzuführen, 
wo es zur Zeit noch staatliche Preiseingriffe gibt. 

Die grenzüberschreitende Binnenschiffahrt ist bis- 
her obrigkeitlichen Tarifreglementierungen nicht 
unterworfen gewesen, mit Ausnahme der Märkte in 
einer Verkehrsbeziehung, für die kürzlich einseitig 
solche Tarifbindungen eingeführt worden sind. 
Dieses geltende System der Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen für die internationale Binnen- 
schiffahrt, das auf marktwirtschaftlichen Regeln be- 
ruht, muß beibehalten werden. 

Wenn dieses System nicht immer zu optimalen 
Ergebnissen geführt hat, so sind die Gründe hierfür 
in den Strukturproblemen des Verkehrsträgers zu 
suchen. Für sie sind Lösungen entweder bereits im 
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Wege der Ausführung oder werden in Kürze be- 
schlossen werden. 

Eine Preisordnung nach marktwirtschaftlichen 
I Grundsätzen* schließt jedoch den Rückgriff auf Tarif- 
systeme nicht aus unter der Voraussetzung, daß der- 
artige Maßnahmen von den Gewerbe verbänden 
i selbst aufgestellt werden, und zwar nach Anhörung 
! der interessierten wirtschaftlichen und gesellschaft- 
i liehen Organisationen, und daß ihre Anwendung 
den einzelnen Unternehmen lediglich empfohlen 
wird. 

Die Veröffentlichung solcher unverbindlicher Refe- 
i renztarife kann auch auf freien Märkten als Stabili- 
j sierungsfaktor wirken. Dies um so mehr, je genauer 
I die Tarife die Marktverhältnisse widerspiegeln und 
I je besser sie die Selbstkosten berücksichtigen, so daß 
I sie von den Partnern des Beförderungsvertrags als 
I die vernünftige Grundlage für die Verhandlungen 
I über die Beförderungsentgelte angenommen werden. 

I Für Transporte auf Wasserstraßen mit beschränk- 
i ten Abmessungen ist es nicht unbedingt notwendig, 
Referenztarife aufzustellen. Für solche Verkehrs- 
märkte von untergeordneter Bedeutung können da- 
her Ausnahmen vom Tarifsystem zugelassen wer- 
den; die entsprechenden Maßnahmen müssen jedoch 
von den Berufsverbänden der Binnenschiffahrt bei 
der Kommission beantragt und von dieser genehmigt 
werden. 

I Für den Fall, daß die Verhandlungen zwischen den 
I Verbänden der Binnenschiffahrt über die Aufstellung 
: der Tarife oder die Anhörung der konsultationsbe- 
I rechtigten Organisationen auf Schwierigkeiten sto- 
j ßen sollten, ist ein öffentlich-rechtliches Schiedsver- 
fahren vorgesehen mit der Kommission in erster und 
i dem Rat in zweiter Instanz. Es müßte zu Lösungen 
I führen, die mit den Interessen aller Beteiligten ver- 
I einbar sind. 

1 Eine ständige Beobachtung der Frachtentwicklung 
j auf den Binnenschiffahrtsmärkten ist erforderlich, 

: um es den in Betracht kommenden Wirtschaftskrei- 
sen zu ermöglichen, diese Preisordnung zu vervoll- 
! kommnen und um die Kommission in die Lage zu 
j versetzen, das System gegebenenfalls zu ändern. 

Die Vorschriften dieser Verordnung lassen das 
sonstige Gemeinschaftsrecht unberührt. Um die Ein- 
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haltung der daraus erwachsenden Verpflichtungen 
überwachen zu können, müssen die Kommission und 
die Mitgliedstaaten in die Lage versetzt werden, 
Auskünfte über die tatsächlichen Beförderungsent- 
gelte einzuholen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für die gewerbliche Beförde- 
rung von Gütern in der Binnenschiffahrt zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
einschließlich der Transporte von Erzeugnissen, die 
unter den EGKS-Vertrag fallen. Sie gilt nicht für 
grenzüberschreitende Beförderungen, wenn die Be- 
und Entladestellen in ein und demselben Staat lie- 
gen. 

Artikel 2 

1. Für die Beförderungen nach Artikel 1 gilt ein 
System von Referenztarifen. 

2. Die Referenztarife geben Hinweise für die Be- 
stimmung der Beförderungsentgelte, die die Ver- 
kehrsnutzer und die Unternehmen der Verkehrs- 
wirtschaft je nach der Marktlage und nach ihren 
eigenwirtschaftlichen Interessen frei vereinbaren 
können. 

Artikel 3 

1. Das Referenztarifsystem besteht aus bilateralen 
oder multilateralen Tarifen. 

2. Die Referenztarife werden als allgemeine oder 
als Ausnahmetarife aufgestellt, die den Arteigen- 
heiten besonderer Verkehre entsprechen. Sie 
sind nach allen Kriterien zu differenzieren, die 
eine Preisbildung unter Berücksichtigung der 
Selbstkosten und der Marktlage fördern. 

3. Die Referenztarife zeigen Frachten und Neben- 
entgelte auf; sie enthalten außerdem alle Regeln, 
die zur Berechnung des Beförderungsentgeltes er- 
forderlich und zweckdienlich sind. 

4. Die Referenztarife sind so zu gestalten, daß sie 
auf die Vereinbarung von Beförderungsentgelten 
hinwirken, die die Kosten der entsprechenden 
Beförderungsleistungen, einschließlich der Auf- 
wendungen für die Werbung und Abfertigung so- 
wie einen angemessenen Gewinn decken. 

A r t i k e 1 4 

1. Die Berufsorganisationen der Binnenschiffahrt 
der betroffenen Mitgliedstaaten setzen gemein- 


sam in bilateralen oder multilateralen Verhand- 
lungen die Referenztarife fest. Sie hören zu den 
Entwürfen die repräsentativen Organisationen 
der verladenden Wirtschaft und des Verkehrs- 
hilfsgewerbes sowie die Arbeitnehmerorganisa- 
tionen des Verkehrs an. 

2. Nach Abschluß der Verhandlungen gemäß Ab- 
satz 1 veröffentlichen die Berufsorganisationen 
der Binnenschiffahrt die Tarife in der Fachpresse, 
wobei sie ihre Anwendung beim Abschluß von 
Beförderungsverträgen in der grenzüberschrei- 
tenden Binnenschiffahrt empfehlen. Die Referenz- 
tarife sind außerdem in den Befrachtungszentren 
der internationalen Binnenschiffahrt für die 
Marktteilnehmer zur Verfügung zu halten. 

3. Bei Änderungen der Referenztarife sind die Ab- 
sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

4. Die Mitgliedstaaten benennen die in den Absät- 
zen 1 und 2 erwähnten Organisationen und Be- 
frachtungszentren der Binnenschiffahrt. 

Artikels 

1. Führen die Verhandlungen gemäß Artikel 4 über 
die Festsetzung oder die Änderung von Referenz- 
tarifen nicht zu einem Abschluß, so legen die 
interessierten Organisationen den Sachverhalt 
der Kommission vor. 

2. Innerhalb einer Frist von einem Monat nach Ein- 
gang der Mitteilung erläßt die Kommission nach 
Anhörung des Ausschusses gemäß Artikel 6 
Abs. 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) 
Nr. . . H) eine Entscheidung und veröffentlicht 
sie im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten. 

3. Die Entscheidung der Kommission wird einen 
Monat nach ihrer Veröffentlichung wirksam, so- 
fern nicht vor Ablauf dieser Frist ein Mitglied- 
staat den Rat mit dieser Angelegenheit befaßt 
hat. Der Rat entscheidet hierüber mit qualifizier- 
ter Mehrheit binnen eines Monats nach Eingang 
des Antrags; er veröffentlicht diese Entscheidung 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 

Artikels 

1. Die Berufsorganisationen der Binnenschiffahrt 
können beantragen, mittels einer Genehmigung 
der Kommission von der Verpflichtung freige- 

1) Verordnung des Rates vom . . , über ein Marktbeob- 
achtungssystem für den Güterverkehr der Eisenbahnen, 
des Kraftverkehrs und der Binnenschiffahrt zwischen 
den Mitgliedstaaten; (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr, . . , vom . . .) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 30. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Bi 12/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 15. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4541 


stellt ZU werden, Referenztarife aufzustellen für 
Beförderungen zwischen Belade- und Entlade- 
stellen an Wasserstraßen, deren Ausbauzustand 
die Fahrt mit Schiffen über 400 t Nutzlast nicht 
zuläßt. 

2. Bei Prüfung dieser Anträge berücksichtigt die 
Kommission insbesondere die Regelmäßigkeit 
und die Bedeutung der Beförderungen sowie die 
Folgen des Fehlens einer Tarifierung für die 
betroffenen Märkte und für die Gesamtheit des 
Tarif Systems. 

Artikel 7 

1. Die Verkehrsunternehmen erteilen der Kommis- 
sion sowie den zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten auf deren Verlangen alle Auskünfte 
über die im grenzüberschreitenden Binnenschiffs- 
verkehr angewandten Beförderungsentgelte. 

2. Die Kommission stellt erforderlichenfalls ein ein- 
heitliches Rahmenprogramm für diese Auskünfte 
auf. 

3. Die bei der Anwendung dieses Artikels erhalte- 
nen individuellen Auskünfte unterliegen der Ge- 
heimhaltungspflicht. 

Artikel 8 

Die Kommission erstellt jährlich zum 1. Dezember 
nach Anhörung der Ausschüsse gemäß Artikel 6 
Abs. 1 Buchstabe a und b der Verordnung (EWG) 
Nr. . . . ^) einen Bericht über die Entwicklung der 
Beförderungsentgelte und -Bedingungen im Binnen- 
schiffsverkehr zwischen Mitgliedstaaten. 


1) Verordnung des Rates vom . . . über ein Marktbeob- 
aditungssystem für den Güterverkehr der Eisenbah- 
nen, des Kraftverkehrs und der Binnenschiffahrt zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. . . . vom . . .) 


Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhörung der 
Kommission rechtzeitig die zur Durchführung die- 
ser Verordnung notwendigen Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften. 

2. Die Kommission konsultiert auf Antrag eines 
Mitgliedstaates oder von Amts wegen die Mit- 
gliedstaaten zu den Entwürfen der in Absatz 1 
genannten Vorschriften. 

3. Die Mitgliedstaaten gewähren einander und der 
Kommission Beistand bei der Ausführung dieser 
Verordnung. 

Artikel 10 

Die Vorschriften dieser Verordnung lassen die Ver- 
pflichtungen aus dem Vertrag über die Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
unberührt. 


Artikel 11 

Die Referenztarife für die Beförderung von Gütern 
in der Binnenschiffahrt zwischen den Mitgliedstaaten 
sind spätestens zum 31. Dezember 1977 zu veröffent- 
lichen. Zu diesem Zweck sind die Verhandlungen 
gemäß Artikel 4 unverzüglich nach dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung einzuleiten. Führen sie bis zum 
30. September 1977 nicht zu einem Abschluß, so ist 
die Kommission nach dem Verfahren gemäß Arti- 
kel 5 mit dem Sachverhalt zu befassen. 

Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1977 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

I. Allgemeine Bemerkungen 

1. In ihrer Mitteilung vom 24. Oktober 1973 hat 
die Kommission vorgeschlagen, für die Verkehrs- 
wirtschaft schrittweise eine Ordnung einzuführen, 
die geeignet ist, den wirtschafts- und gesellschafts- 
politischen Erfordernissen der Gemeinschaft zu den 
geringstmöglichen Kollektivkosten zu genügen. Die 
Kommission hat dort ihre Überzeugung unterstri- 
chen, daß hierfür grundsätzlich eine marktwirtschaft- 
liche Konzeption das wirksamste Instrument für 
einen optimalen Einsatz der Produktionsfaktoren 
darstellt und auch für die Ordnung der Güterver- 
kehrsmärkte die gültige politische Leitlinie bleibt. 

In dem dreijährigen Aktionsprogramm, das die Kom- 
mission im zweiten Teil jener Mitteilung vorgestellt 
hat, hat sie deshalb für den Güterverkehr eine An- 
zahl von Maßnahmen angekündigt mit dem Ziele, 
diese Märkte nach Regeln zu ordnen, die einerseits 
einen gesunden Wettbewerb gewährleisten und an- 
dererseits diejenigen obrigkeitlichen Eingriffe zu- 
lassen, die gegebenenfalls zur Korrektur des freien 
Spiels der Marktkräfte notwendig werden könnten. 

2. Im Rahmen einer solchen Marktordnung kann 
die Funktion des Beförderungspreises nicht länger 
mittels Tarifen erfüllt werden, die der Staat den 
Unternehmen auferlegt. Vielmehr müssen die Ver- 
kehrsunternehmer selbst alle mit der Geschäftsfüh- 
rung verbundenen Entscheidungen treffen können; 
sie sollen insbesondere auch selbständig sein für 
ihre eigene Preispolitik, um jederzeit in der Lage 
zu sein, die Beförderungsentgelte beweglich den 
Selbstkosten der Leistungen und den Marktverhält- 
nissen anzupassen. 

3. Bei der Verwirklichung dieser Konzeption auf 
den Güterverkehrsmärkten innerhalb der Gemein- 
schaft kann nur schrittweise vorgegangen werden. 
Die jeweiligen Etappen müssen so gestaltet werden, 
daß Brüche mit den geltenden Preis- und Tariford- 
nungen vermieden werden. Außerdem sind im Zuge 
dieser Evolution nach Möglichkeit die Arteigen- 
heiten der verschiedenen Verkehrsträger und die 
Besonderheiten der einzelnen Märkte zu berücksich- 
tigen. Im Grundsatz wird es darauf ankommen, 
einerseits die Tarifsysteme auf Märkten mit noch 
relativ starrer Reglementierung allmählich zu lok- 
kern und andererseits marktwirtschaftliche Preis- 
ordnungen aufrechtzuerhalten, ohne sich möglichen, 
systemkonformen Verbesserungen zu verschließen. 

4. Die Frachtenbildung in der internationalen Bin- 
nenschiffahrt ist seit dem 19. Jahrhundert auf den 
Wasserstraßen der EG frei von obrigkeitlichen Inter- 
ventionen gewesen. Diese in ihren Ursprüngen libe- 
rale Ordnung ist in der Folgezeit, insbesondere auf 
dem Rhein, durch Pools und Konventionen des Bin- 
nenschiffahrtsgewerbes modifiziert worden. Staat- 
lich fixierte Tarife hat es jedoch in der internatio- 
nalen Fahrt bis vor kurzem nirgendwo gegeben. 

Das freie Frachtensystem hat nicht immer und nicht 
überall zu einer optimalen Preisbildung geführt. Mit 
dieser Feststellung sind jedoch weder die manchmal 
sehr starken Preisschwankungen gemeint noch die i 


Tatsache, daß die Kartelle stets der wirksameren 
Korrektur konkurrierender Outsider ausgesetzt wa- 
ren. Das eine wie das andere Phänomen gehören zu 
den normalen Erscheinungsformen wettbewerbs- 
wirtschaftlich ausgerichteter Märkte. 

Die Ursachen für den zeit- und stellenweise funk- 
tionslosen Preiswettbewerb in der internationalen 
Binnenschiffahrt lagen vielmehr im wesentlichen 
einerseits in den Strukturproblemen dieses Ver- 
kehrszweiges, für die eine nicht unerhebliche (und 
durch staatliche Eingriffe zusätzlich provozierte) 
Uberkapazität kennzeichnend ist, andererseits in 
der parallelen Geltung starrer Tarife für die Frach- 
tenbildung auf nationalen Märkten. 

5. Der Hebel für eine Verbesserung der Markt- 
strukturen muß auf diesen beiden letztgenannten 
Sektoren angesetzt werden. Für die Lösung der 
Strukturprobleme sind während der letzten Jahre 
in den verschiedenen Mitgliedstaäten bereits wich- 
tige Maßnahmen getroffen worden. Andere Aktio- 
nen sind für die nächste Zeit zu erwarten. 

Die Lockerung der verbindlichen Tarifordnungen in 
der nationalen Fahrt wird sicher noch gewisse Zeit 
in Anspruch nehmen. Ansatzpunkte für eine lang- 
fristige Entwicklung in diese Richtung sind nicht zu 
übersehen. 

6. Die für die Strukturbereinigung eingeleiteten 
Maßnahmen werden um so effizienter sein, je kon- 
sequenter im übrigen die marktwirtschaftliche Ord- 
nung der Binnenschiffahrt bewahrt wird, in deren 
Rahmen sie sich optimal, auch zugunsten der ge- 
samten Volkswirtschaften aus wirken können. Die für 
die Binnenschiffahrt lebenswichtigen Strukturproble- 
me können deshalb nicht mit obligatorischen Tarif- 
systemen selbst oder mit Systemen einer obligato- 
rischen Rangfahrt gelöst werden. Im Gegenteil: Der- 
artige Maßnahmen würden die gegenwärtig unbe- 
friedigenden Verhältnisse konservieren, die eigent- 
liche Problematik verdecken, nicht zuletzt die Antrie- 
be innerhalb des Gewerbes selbst schwächen, sich 
aus eigenen Kräften um die notwendige Gesundung 
zu bemühen. 

Für eine obligatorische Tarifierung auf den inter- 
nationalen Märkten gibt es weder eine politisch 
noch eine wirtschaftliche Rechtfertigung, und dies 
um so weniger, als die Einführung eines solchen 
Systems zu unverhältnismäßigen Eingriffen für seine 
Kontrolle führen müßte. Das Prinzip einer markt- 
wirtschaftlichen Preisordnung für die internationale 
Binnenschiffahrt muß also aufrechterhalten werden. 

7. Das Prinzip schließt jedoch nicht aus, daß das 
Gewerbe selbst in Zusammenarbeit mit den inter- 
essierten anderen sozio-ökonomischen Gruppen un- 
verbindliche Tarife veröffentlicht. Derartige Refe- 
renztarife können dazu beitragen, das Regime der 
völlig freien individuellen Frachtenbildung insbe- 
sondere unter drei Aspekten zu verbessern: 

— Sie können zum einen die Transparenz der Märk- 
te verbessern. Mit dieser Wirkung ist um so 
sicherer zu rechnen, je angemessener die beiden 
Kriterien der Kostenentsprechung und der Markt- 
nähe bei der Gestaltung der Tarife in Einklang 
gebracht werden. 
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— Die Tarife können des weiteren zu einer gewissen 
Gleichförmigkeit im Marktverhalten der Binnen- 
schiffsunternehmen führen, ohne daß hierzu staat- 
licher oder kollektiver Zwang angewandt werden 
müßte. Auch dieser wird abhängen von der Qua- 
lität der Tarife, d. h. ihrer internen Überzeu- 
gungskraft als Leitlinie und Gradmesser für die 
Frachtenbildung des einzelnen Transportes. 

— Schließlich werden die Tarife unter den genann- 
ten Voraussetzungen auch ohne öffentlich-recht- 
liche Verbindlichkeit gewisse stabilisierende Im- 
pulse auslösen und dies um so mehr, je rascher 
und entschiedener die Maßnahmen auf den ande- 
ren Gebieten getroffen werden, wo die wirklichen 
Probleme der Binnenschiffahrt liegen. 

8. Die vorgeschlagene VO, die ein solches Refe- 
renztarifsystem vorsieht, ist außer den vorstehenden 
Gründen auch durch die Tatsache aktuell geworden, 
daß kürzlich in einem Mitgliedstaat die strukturel- 
len und sozialen Probleme der Binnenschiffahrt unter 
dem zusätzlichen Druck der Rezzession zu einer ein- 
seitigen obligatorischen Tarifierung bestimmter in- 
ternationaler Transporte geführt haben. Die echten 
und berechtigten Anliegen der Binnenschiffahrt wer- 
den diese Maßnahmen nicht fördern. Als Einbruch 
in ein bisher innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaften gemeinsames System der Preisbildung der 
internationalen Binnenschiffahrt bleiben sie zu be- 
dauern. Der vorliegende Vorschlag muß daher auch 
aus dem Bemühen heraus verstanden werden, diese 
Einheit wiederherzustellen. 

9. Schließlich bleibt festzustellen, daß ein System 
nicht verbindlicher Referenztarife kaum Probleme 
aufwerfen wird, was seine Anwendung auf Binnen- 
schiffstransporte unter dem Regime der Mannheimer 
Akte anbelangt. 

II. Besondere Erwägungen 
Artikel 1 

Der Anwendungsbereich der Verordnung erstreckt 
sich auf alle Transporte der Binnenschiffahrt zwi- 
schen den Mitgliedstaaten. Grenzüberschreitende 
Beförderungen auf dem Wasserwege zwischen Häfen 
ein und desselben Mitgliedstaates gelten für die 
Anwendung der Verordnung als Binnenverkehr. 

Artikel 2 

Für die in Artikel 1 definierten Beförderungen gilt 
ein Referenztarifsystem. Um sicherzustellen, daß die 
Entscheidungen über die tatsächlichen Frachten von 
den Verkehrsunternehmen selbst getroffen werden, 
wird präzisiert, daß die Referenztarife lediglich Hin- 
weise für die vertraglichen Absprachen über die 
Beförderungsentgelte darstellen. Verkehrsnutzer und 
Verkehrsunternehmen bleiben also frei, selbst die 
Preise je nach Marktlage und ihren eigen wirtschaft- 
lichen Interessen zu vereinbaren. 

Artikel 3 

Damit die Referenztarife ihre Führungsrolle für die 
Bildung der Beförderungsentgelte auf den verschie- 
denen Verkehrsmärkten in der Binnenschiffahrt 
wirksam spielen können, ist es unerläßlich, daß sie 


der Wirklichkeit möglichst nahekommen und gleich- 
zeitig den Kosten der Leistungen Rechnung tragen. 
Zu diesem Zweck müssen die Tarife so weit wie 
möglich unter Anpassung an die jeweiligen Markt- 
verhältnisse differenziert werden. 

Artikel 4 

Entsprechend der allgemeinen Leitlinie der Kom- 
mission in ihrer Konzeption für eine Marktordnung 
des Güterverkehrs nach marktv/irtschaftlichen Re- 
geln wird es den Binnenschiffahrtsunternehmen 
selbst überlassen, über ihre Berufs verbände nach 
Konsultation der zuständigen Organisationen für 
die sonstigen interessierten sozio-ökonomischen 
Gruppen die Referenztarife aufzustellen. 

Die Berufsverbände der Binnenschiffahrt haben für 
eine angemessene Publizität der Tarife durch deren 
Veröffentlichung in der Fachpresse zu sorgen. Außer- 
dem sollen die Tarife in allen Befrachtungszentren 
der internationalen Binnenschiffahrt vorgehalten 
werden, um die Möglichkeiten, von ihnen Kenntnis 
zu nehmen, möglichst breit zu streuen. 

Den Binnenschiffahrtsunternehmen selbst werden 
die Tarife seitens der Berufsverbände als Empfeh- 
lungen zur Berücksichtigung beim Abschluß von 
Beförderungsverträgen bekanntgegeben. 

Damit diese Verfahren unter optimalen Bedingungen 
ablaufen, erscheint es angezeigt, daß die Regierun- 
gen die mit der Aufstellung der Tarife betrauten 
Berufsverbände, die zu konsultierenden sozio-öko- 
nomischen Organisationen sowie die erwähnten Be- 
frachtungszentren ausdrücklich bestimmen. 

Artikel 5 

Es muß ein Schiedsverfahren für den Fall vorgese- 
hen werden, daß die Verhandlungen zur Aufstellung 
oder zur Änderung von Tarifen durch die Berufs- 
organisationen der Binnenschiffahrtsunternehmen 
unter Beteiligung der interessierten sonstigen sozio- 
ökonomischen Gruppen scheitern. In diesem Fall 
wird die Kommission mit der Angelegenheit befaßt; 
ihr steht eine Frist von einem Monat für eine Ent- 
scheidung zur Verfügung. Bei der Prüfung des Sach- 
verhalts hat die Kommission den Ausschuß anzu- 
hören, der in beratender Funktion gemäß Artikel 6 
Abs. 1 erster Unterabsatz Buchstabe a der Verord- 
nung (EWG) des Rates Nr. . . . vom . . . ^) bei ihr 
gebildet wird. 

Artikel 6 

Eine funktionsgerechte Marktordnung für den Güter- 
verkehr der Binnenschiffahrt erfordert nicht, daß für 
alle in Betracht kommenden Beförderungen Refe- 
renztarife auf gestellt werden. Transporte auf zweit- 
rangigen Binnenwasserstraßen mit beschränkten Ab- 
messungen können von der Tarifpflicht befreit wer- 
den. Das Fehlen einer solchen Ordnung für diese 
Märkte dürfte kaum mit Risiken für das gesamte 
System verbunden sein. Die Ausnahmen sollen je- 
doch unter einem Genehmigungsvorbehalt der Kom- 


2) Verordnung des Rates über ein Marktbeobachtungs- 
system für den Güterverkehr der Eisenbahnen, des 
Kraftverkehrs und der Binnenschiffahrt zwischen den 
Mitgliedstaaten. 


5 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4541 


mission stehen, die darauf achten muß, daß ihre Ent- 
scheidungen mit der Konzeption und den Zielen die- 
ser Marktordnung übereinstimmen. Dabei wird die 
Kommission insbesondere die Regelmäßigkeit und 
das Volumen der in Betracht kommenden Transporte 
zu berücksichtigen haben. 

Artikel 7 

Um ihre Aufgaben bei der Beobachtung der Ver- 
kehrsmärkte im Interesse der Allgemeinheit aus- 
üben zu können, müssen die Kommission und die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaäten in die 
Lage versetzt werden, Auskünfte^ über die tatsäch- 
liche Preisgestaltung im Rahmen des Referenztarif- 
systems zu erhalten. Diese Informationen sollen 
außerdem dazu dienen, den zuständigen nationalen 
und kommunitären Behörden die Überwachung der 
Einhaltung des Gemeinschaftsrechts zu ermöglichen. 

Artikel 8 

Die Kommission wird jährlich einen Bericht über 
die Entwicklung der Beförderungsentgelte und -Be- 
dingungen für die Transporte der Binnenschiffahrt 
zwischen den Mitgliedstaaten erstellen. 

Bei der Ausarbeitung dieses Berichts wird sie von 
den Beratenden Ausschüssen gemäß der Verordnung 
(EWG) des Rates Nr. . . . vom . . . unterstützt. 

3) Verordnung des Rates über ein Marktbeobaditungs- 
system für den Güterverkehr der Eisenbahnen, des 
Kraftverkehrs und der Binnenschiffahrt zwischen den 
Mitgliedstaaten. 


Artikel 9 

Die Durchführung dieser Verordnung erfordert ge- 
setzgeberische und administrative Maßnahmen in 
den Mitgliedstaaten. Es muß gewährleistet werden, 
daß diese Maßnahmen rechtzeitig getroffen werden. 

Die Mitgliedstaaten haben die geplanten Durchfüh- 
rungsmaßnahmen der Kommission zur Konsultation 
vorzulegen. Die Kommission kann hierzu von sich 
aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaates die übri- 
gen Mitgliedstaaten anhören. 

Es versteht sich von selbst, daß die Mitgliedstaaten 
im Hinblick auf die ordnungsgemäße Anwendung 
des Referenztarifsystems einander und der Kommis- 
sion Beistand gewähren. 

Artikel 10 

Keine Bemerkungen. 

Artikel 11 

Den Berufsorganisationen muß zur Aufstellung der 
Referenztarife ausreichend Zeit gewährt werden. Die 
Kommission hält eine Frist von neun Monaten für 
angemessen. Diese Frist würde u. U. auch gestatten, 
ein etwaiges Schiedsverfahren noch vor Ende 1977 
durchzuführen. 

Artikel 12 

Keine Bemerkungen. 
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